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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 d auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Bildung von Versorgungsrücklagen im Freistaat Bayern (Drs. 16/13864)

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung begründet. Ich erteile Herrn 

Staatssekretär Pschierer das Wort.

Staatssekretär Franz Josef Pschierer (Finanzministerium): Herr Präsident, liebe Kol­

leginnen, liebe Kollegen! Die Versorgungskosten für die Beamtinnen und Beamten 

werden beim Bund und selbstverständlich auch bei den 16 Bundesländern in den          

nächsten Jahren erheblich ansteigen. Das gilt für den Freistaat Bayern genauso wie 

für die anderen Länder. Deshalb haben wir in der Vergangenheit den Versorgungs­

fonds und Versorgungsrücklagen gebildet. Der derzeitige Stand der Sondervermögen 

liegt bei 1,6 Milliarden Euro.

Vielleicht gestatten Sie mir den Hinweis, dass wir - anders als es vergleichbare Länder

getan haben - diese Rücklagen nicht durch Schulden finanziert haben. Wir werden          

auch künftig eine generationengerechte Vorsorge betreiben. Dabei wollen wir einen 

anderen Weg gehen. Auch künftig sollen mit dem bayerischen Pensionsfonds Rückla­

gen gebildet werden, allerdings in geringerem Maße als bisher. Daneben soll es eine 

zweite Säule der Vorsorge geben: Wir wollen unsere Schulden bis zum Jahr 2030 til

gen.

Bevor jetzt Zwischenrufe von der anderen Seite kommen, die lauten, die Botschaft hör 

ich wohl, allein mir fehlt der Glaube, möchte ich prophylaktisch empfehlen: Schauen 

Sie einmal in den Haushaltsentwurf für die Jahre 2013 und 2014.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Eben drum!)

Sehen Sie auch einmal in den Haushaltsvollzug des Jahres 2012. Dann werden Sie

feststellen, dass allein bis zum Jahr 2014 knapp 10 % der bayerischen Staatsschulden
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getilgt werden. Die Berechnung ist ganz einfach: Wir werden bereits in den Jah­

ren 2013 und 2014 Einsparungen bei den Zinskosten haben. Das Beste, was wir tun

können, um Vorsorge zu betreiben, ist das Bemühen, diesen Freistaat Bayern schul­

denfrei zu machen. Wir wollen uns damit jährlich bis zu einer Milliarde Euro Zinsen 

sparen. Wir sind auf einem guten Wege. Leider Gottes ist dies ein Weg, den der Frei­

staat Bayern derzeit in der Bundesrepublik Deutschland alleine geht.

Unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten und im Hinblick auf die Nachhaltigkeit und 

die Generationengerechtigkeit ist der Schuldenabbau für die Vorsorge für künftige Be­

amtenpensionen genauso wichtig wie der Pensionsfonds selbst. Mit dem Gesetzent­

wurf sollen die bestehenden Sondervermögen zu einem neuen bayerischen Pensions­

fonds verschmolzen werden. Das bereits angesparte Vermögen in der 

Versorgungsrücklage und im Versorgungsfonds - derzeit, wie schon ausgeführt, rund

1,6 Milliarden Euro - wird in den neuen Fonds übertragen.

Wir haben festgelegt, dass wir bis zum Jahr 2030 eine pauschale Zuführung von jähr

lich 100 Millionen Euro in den Pensionsfonds vornehmen werden. Interessant ist, wie

andere Bundesländer diese Leistungen finanzieren. Wir finanzieren diese Leistung 

aus unserem regulären Haushalt und gleichen den Haushalt trotzdem aus. Meine 

Damen und Herren von der anderen Feldpostnummer, schauen Sie einmal in die an­

deren Bundesländer: Niedersachsen hat seine Rücklagen aufgelöst. Rheinland-Pfalz 

macht es ganz geschickt. Von Ihrem Kollegen Kurt Beck - bekannt durch den Nürburg

ring - kann man sehr viel lernen. Wissen Sie, was der macht? - Der Kurt ist ein cleve

res Bürschchen. Er finanziert diesen Versorgungsfonds, indem er in eigene Landes­

schuldverschreibungen geht. Das bedeutet, er bezahlt die Vorsorge der Beamten, 

indem er bei sich selbst neue Schulden aufnimmt. Das ist Rosstäuscherei. Das ist 

keine solide Politik der Vorsorge für die Beamten.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Widerspruch bei der SPD)
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- Herr Kollege Rinderspacher, wenn Sie sich permanent in der Vergangenheit bewe­

gen, wird Ihre Partei aus dem Tal der Tränen nie herauskommen.

Entnahmen aus diesem neuen Pensionsfonds sind erstmals ab dem Jahr 2023 mög

lich. Die frühere Ansparphase war bis zum Jahr 2017/2018 vorgesehen. Wir haben die

Ansparphase noch einmal um fünf Jahre verlängert. Ab dem Jahr 2023 können wir mit

den Mitteln aus dem Pensionsfonds die Versorgungskosten verstetigen. Ab dem 

Jahr 2030 können wir die eingesparten Zinsen aufgrund des Schuldenabbaus für die

Beamtenpensionen einsetzen. Wir halten diesen Weg für vernünftig, weil er uns unab­

hängig von den Kapitalmärkten macht und künftige Haushalte auf eine solide Grundla­

ge stellt. Ich bitte um die Beratung dieses Gesetzentwurfs in den zuständigen Aus­

schüssen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Jetzt darf ich Herrn Kollegen Schuster von der 

SPD-Fraktion das Wort erteilen.

Stefan Schuster (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Nach jahrelangen 

Forderungen der Oppositionsparteien, Rücklagen für die Pensionen unserer Beschäf­

tigten zu bilden, war es 2008 endlich soweit: Es wurde beschlossen, dass der Frei­

staat für neueingestellte Beschäftigte 500 Euro monatlich dem Versorgungsfonds zu

führt.

Ein Jahr nach dem Beschluss und der Einzahlung des Freistaates wurde im Aus­

schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes vom Finanzministerium ein Zwischenbe­

richt gegeben über die Versorgungsrücklage und den Versorgungsfonds, die mit Ihrem 

jetzigen Gesetzentwurf zusammengeführt werden sollen. In diesem Bericht hieß es 

seit der Auflage der Versorgungsrücklage im Jahr 1999 belaufe sich die jährliche 

Wertentwicklung auf 4,61 %. Dieser Wert sei beachtlich - so das Finanzministerium.
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Beim Versorgungsfonds hieß es, seine Wertentwicklung sei derzeit traumhaft hoch. 

Die Wertentwicklung seit der Auflage belaufe sich auf 14,34 %. Man konnte also sozu

sagen von einer echten Erfolgsstory des Versorgungsfonds reden. Die Ausschussvor­

sitzende bedankte sich für den Bericht und das kluge Anlageverhalten der Staatsre­

gierung. Damit sei die Zukunft der Beamtenversorgung gesichert, so die 

Ausschussvorsitzende.

Allerdings hatte die Erfolgsstory eine kurze Laufzeit: Bereits im Jahr 2010 haben die 

Regierungsparteien nämlich eine Deckelung auf 70 Millionen Euro beim Versorgungs

fonds beschlossen - auf Kosten der Beschäftigten.

Im Übrigen wurde damals, bei der Bildung des Versorgungsfonds, im Gesetz auch 

vorgesehen, dass eine vorübergehende Minderung oder Aussetzung der Zuführung 

nur zulässig ist, wenn eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts vor­

liegt. Da das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht aber nicht gestört war, haben Sie 

damals, also 2010, bereits gegen Ihr eigenes Gesetz verstoßen nach dem Motto: Was 

interessiert mich mein Geschwätz von gestern.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit Ihrer Entscheidung aus dem Jahr 2010, 

dem Doppelhaushalt 2011/2012 und dem Gesetzentwurf, den wir heute in Erster Le­

sung behandeln, zertrümmern Sie das System der Sicherung von Versorgungsver­

pflichtungen

(Beifall bei der SPD)

und lassen mehr oder weniger ein finanzpolitisches Feigenblatt übrig. Die von Ihnen 

eingesparten Beträge belaufen sich für 2010 auf 35 Millionen Euro, für 2011 auf           

252 Millionen Euro, 2012 auf 280 Millionen Euro. Das sind schon zum Ende des lau

fenden Haushaltsjahres 567 Millionen Euro. 2013 kommen nochmals 310 Millionen        

Euro und 2014 345 Millionen Euro hinzu. Insgesamt entziehen Sie dem Vorsorgesys
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tem, das gut gestartet war, 1,22 Milliarden Euro, und dies ist sehr konservativ gerech

net.

Mit Ihrem heutigen Gesetzentwurf, Herr Staatssekretär, dem jährlichen Pauschalbe­

trag von 100 Millionen Euro, wird aus der Erfolgsstory Versorgungsfonds eine traurige

Geschichte, vor allem für die Beschäftigten des Freistaats Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Für die CSU-Fraktion darf ich das Wort an Frau 

Kollegin Ingrid Heckner weiterreichen.

Ingrid Heckner (CSU): Sehr verehrter Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und 

Kollegen! Ich denke, dass jede Seite dieses Hohen Hauses ein großes Ziel hat und 

dass wir für das verfassungsmäßige Alimentationsprinzip, die Alterssicherung unserer 

Beamten zu gewährleisten, etwas tun müssen. Dass es dazu unterschiedliche Wege 

geben kann, ist auch klar.

Die heutige Änderung des Versorgungsrücklagengesetzes ist ein einzelner Baustein 

dazu, wie wir Alterssicherung gewährleisten. Weitere Bausteine sind die Anhebung 

der Lebensarbeitszeit und die Absenkung des Pensionsniveaus, vergleichbar mit dem 

Rentensystem.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was ich immer ein bisschen dick habe, ist, 

wenn auch in öffentlichen Diskussionen der Fokus immer nur auf die Beamtenpensio­

nen gelegt wird. Die Alterssicherungssysteme werden uns in Zukunft generell die 

größten Anstrengungen abverlangen. Das Gleiche gilt für die Rente. Auch hier haben 

wir ein Umlagesystem. Auch die Rentenversicherung legt keine kapitalgedeckten 

Fonds auf. Auch dort werden wir 2020/2025 erhebliche Probleme bekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kollege Schuster hat von der "Erfolgsstory" 

gesprochen, und das zu Recht. Lieber Kollege Schuster, Sie haben es genau richtig 

beschrieben. Nur haben sich die Zeiten geändert.
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Der Kollege Schuster hat es selbst gesagt: Als wir zum ersten Mal einen Bericht über 

den Pensionsfonds erhielten, wurde von "traumhaften Renditen" zwischen 4 und 5 %

geredet. Wir sind auch gezwungen, dieses Geld nicht hoch spekulativ anzulegen, son­

dern relativ sicher: Bundesanleihen Deutsche Bundesbank. Die heutigen Renditen lie­

gen mittlerweile zwischen 1 und 2 %.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher (SPD))

- Lieber Herr Kollege Rinderspacher, ich würde Sie bitten, mir nachher Fragen zu stel­

len. Lassen Sie mich jetzt einfach einmal ausreden.

(Harald Güller (SPD): Zwischenrufe sind nach der Geschäftsordnung auch er­

laubt!)

- Die dürfen Sie gerne machen. Wenn Sie meinen, dass Sie die machen müssen, 

dann dürfen Sie sie gerne machen.

Wir haben also heute andere Zeiten als 2008. Wir haben eine Weltwirtschaftskrise mit 

Einbruch der Finanzmärkte. Es wäre äußerst fahrlässig, wenn wir auf diese Situation 

nicht reagieren würden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, selbstverständlich wäre ein einfaches Ab­

schaffen irgendwelcher Versorgungsrücklagen nicht in unserem Sinne. Auch wir in un­

serer Fraktion haben dieses Thema noch in diesem Winter zusammen mit den Kolle­

gen von der FDP sehr ausführlich diskutiert. Wir setzen auf eine zweigestaltete 

Absicherung: zum einen auf eine Schuldentilgung, auf einen soliden Staatshaushalt, 

der in der Lage ist, aus dem laufenden Haushalt die Versorgungsleistungen zu schul­

tern, und daneben auf eine finanzielle Vorsorgeleistung, die nicht mehr den Hauptteil 

abdecken soll. Ganz nebenbei bemerkt: Auch bei dem alten Weg, den wir 1999 und 

2008 beschritten haben, ging es nur um das Abfangen der Spitze. Auch das war kein 

vollkommenes Absicherungssystem, damit unsere Pensionen zukunftsfest geworden 

wären.
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Es ist auch vom Herrn Staatssekretär schon gesagt worden: Andere Länder, die die­

sen Versorgungsfonds noch jetzt teilweise weiterführen, machen dies auf der Basis 

von Staatsschulden. Wenn wir nach wie vor 4,5 % bekämen, könnten wir eventuell           

auch Schulden rechtfertigen. Aber bei den heutigen Renditen wäre das ein absolut un­

begehbarer Weg.

Im Gesetz haben wir des Weiteren festgehalten, dass die Verwendung zweckgebun­

den sein muss. Das ist damals wie heute im Gesetz festgeschrieben, damit dieses 

Geld nicht irgendwann einmal einfach in den Staatshaushalt übergeführt werden kann, 

wie es andere Bundesländer schon gemacht haben. Auch der Beirat bleibt bestehen, 

der die Handhabung des bayerischen Pensionsfonds mitgestaltet und kontrolliert.

Ich bin auch froh darüber, dass wir endlich begriffliche Klarheit haben. Wir haben 

einen bayerischen Pensionsfonds. In der Vergangenheit hat es öfter einmal Irritatio­

nen gegeben: Was ist die Versorgungsrücklage, die von den Beschäftigten selbst mit­

finanziert war? Was ist der Versorgungsfonds? Wir haben jetzt einen klaren Weg und 

werden alles daransetzen, dass wir bis 2030 einen Haushalt ohne Schulden erreichen. 

Dann werden wir auch unsere Beamten anständig in den Ruhestand entsenden kön­

nen.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Als nächstem Redner darf ich für die FREIEN 

WÄHLER dem Kollegen Peter Meyer das Wort geben.

Peter Meyer (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Schuldenabbau ist wichtig, das haben wir 

auch immer gesagt. Es ist nur die Frage, ob man damit alles erklären kann oder ob 

man vor einem solch großen Schuldenabbau, wie er immer verkündet wird, nicht noch 

irgendwelche anderen Hausaufgaben erledigen und den Schuldenabbau dafür ein 

bisschen strecken sollte.
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(Beifall der Abgeordneten Claudia Stamm (GRÜNE))

Warum gibt es den Versorgungsfonds und die Versorgungsrücklage? Das ist schon 

zum Ausdruck gekommen. Es war die Sorge um die zukünftig hohen Ausgaben für 

Pensionen für Beamtinnen und Beamte, die ihre Arbeit gut und treu erledigt und ihre 

Altersversorgung natürlich auch verdient haben.Liebe Frau Heckner, Ihr Hinweis auf 

die Alterssicherungssysteme der Nichtbeamten ist schön und gut. Aber die Rentenver­

sicherungen bekommen schon einen nicht unerheblichen direkten Staatszuschuss. 

Das kann also nicht der Grund sein, warum wir unsere staatlichen Rücklagen zurück­

fahren sollten. Unsere Sorge ist einfach die, dass Sie jetzt die beiden Systeme zusam­

menfassen wollen. Das Zusammenfassen an sich ist nicht das Problem, aber Sie wol­

len jährlich nur noch 100 Millionen Euro zuführen. Und wenn ich Frau Heckner jetzt  

richtig verstanden habe, wollen Sie deshalb weniger in die Rücklagen nehmen, weil 

man keine Zinsen mehr dafür bekommt.

(Zuruf der Abgeordneten Ingrid Heckner (CSU))

Das haben Sie gesagt. Der Fonds und die Rücklage hätten nicht mehr die Renditen 

und deshalb solle das zurückgefahren werden.

Aber, meine Damen und Herren, 100 Millionen Euro jährlich sind nicht einmal die Hälf

te dessen, was im Versorgungsfonds nach gesetzlicher Regelung notwendig wäre. 

Und selbst das, was nach der gesetzlichen Regelung notwendig wäre, wäre auch 

schon zu wenig, weil bisher schon mehr Beamte eingestellt wurden, als damals kalku­

liert worden war. Das bedaure ich im Grunde nicht. Aber die 100 Millionen reichen            

deswegen nicht, weil der Versorgungsfonds völlig unterbedient sein wird, von der 

Rücklage gar nicht zu reden.

Insofern kann ich mir gar nicht vorstellen, wie Sie die Pensionszahlungen in den Jah­

ren 2020 bis 2030 abfedern wollen, so wie es die Absicht dieser beiden Systeme war. 

Wenn Sie nun so handeln, wie es mit dem vorliegenden Gesetzentwurf beabsichtigt 

wird, möchte ich keine weiteren Klagen mehr über die hohen Pensionszahlungen für 
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die Beamten in der Zukunft hören. Wir hatten auch in diesem Jahr schon wieder recht 

große Diskussionen und die Presse stellte die Frage, ob wir uns die Beamten über­

haupt noch leisten können. Das Thema ist doch heuer wieder hochgekocht. Also, ich 

möchte dann keine Hetze mehr über eine mögliche Nichtverbeamtung bestimmter Be­

rufsgruppen haben, da man sich deren Pension nicht mehr leisten könne.

Auch die schon vielfach zitierte schwäbische Hausfrau weiß: Nur das, was wirklich zu­

rückgelegt wird, ist als Reserve da. Einen angeblich bestehenden Spielraum sehe ich 

nicht. Einen solchen werden Sie auch nicht beweisen können. Selbst wenn man sich 

heute für 2030 einen entlastenden Schuldendienst vorstellt, haben Sie trotzdem keine 

Garantie, dass das so kommt, und Sie müssen dann diese Pensionen aus dem lau­

fenden Haushalt leisten, denn die Beamten, um deren Pension es dann geht, werden 

nicht weniger, nur weil Sie sagen, Sie wollten den Versorgungsfonds zurückfahren.

Ich möchte auf das verweisen, was Kollege Pointner bei der Ersten Lesung zum 

Haushaltsgesetz gesagt hat. Es handelt sich hier, fürchten wir zumindest, um eine 

kurzfristige Planung, die dann in der Zukunft, wenn es schlecht läuft, was ich Ihnen 

nicht wünsche, von den Beamten wieder Sonderopfer fordert, da man im Jahre 2012

eben das Instrument der Absicherung abgeschafft oder zumindest erheblich ge­

schwächt hatte.

Wir halten das nicht für zielführend, auch nicht unter dem Gesichtspunkt, dass Schul­

denabbau per se nichts Falsches ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Danke schön, Herr Kollege. Für BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN hat nun das Wort die Kollegin Claudia Stamm.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Eigentlich wollte ich dem Staatssekretär, der gerade den Gesetzentwurf 

in Erster Lesung eingebracht hat, mitgeben, dass ich nicht glaube, dass er nur einen 
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Deut selbst an das glaubt, was er gesagt hat. - Er ist nicht im Raum, aber Sie können 

es ihm gerne ausrichten.

Seit Wochen hören wir eine Dauer-PR: 100 Millionen Euro einzuzahlen ist besser als

das, was bisher vorgeschrieben ist, nämlich 100 Millionen Euro allein aus der Versor

gungsrücklage und dann noch einmal knapp 210 Millionen Euro in diesem Jahr und im

nächsten Jahr 250 Millionen Euro. Bereits bei der Debatte zur Ersten Lesung des           

Haushalts hier im Hohen Hause habe ich gesagt, dass ich sehr gespannt bin, ob ir­

gendjemand von der Staatsregierung oder von der Regierungskoalition im Laufe der 

Haushaltsberatungen erklären kann, dass das, was Sie jetzt tun, besser ist als das, 

was bislang festgeschrieben ist.

Fakt ist: Sie verwenden für die Tilgung der Schulden einfach nur die Rücklage. Das 

muss auch noch einmal klar gesagt werden. Das Geld kommt aus der Rücklage bzw. 

ist ein Wechselschein, und damit tilgen Sie Schulden. Es ist also keine Konsolidierung 

des Haushalts. Sie versuchen es allerdings immer anders darzustellen. Sie tilgen auf 

Kosten der kommenden Generationen, denn Sie zahlen nicht anständig in den Versor­

gungsfonds ein.

Die Debatte heute drehte sich andauernd darum, wie hoch die Pensionen der Beam­

tinnen und Beamten sind. Das ist doch gar nicht der Punkt. Der Punkt ist, dass unsere 

Kinder die Versorgungsleistungen eines Tages stemmen müssen, und das werden 

jährlich allein sieben Milliarden Euro sein. Wenn nichts in der Rücklage ist, aus der be­

zahlt werden kann, dann weiß niemand, woher das Geld kommen soll.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Zahl 2030 ist das nächste Stichwort der Dauerpropaganda. Es ist gut, wenn 

Schulden getilgt werden. Da gebe ich den Kollegen ganz recht. Wir wollen auch 

Schulden abbauen, aber nicht auf Kosten unserer Kinder haushalten. Deswegen müs­

sen wir anständig in die Altersversorgung der Beamtinnen und Beamten einzahlen. 

Die Dauer-PR, 100 Millionen Euro für die Versorgung einzuzahlen sei besser als          
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310 Millionen Euro aufwärts, funktioniert aber nur, wenn wir tatsächlich 2030 schul          

denfrei sind.

Diese Schuldenfreiheit 2030 hat aber eine Menge unbekannter XX. Mehrzahl von X ist 

XX, glaube ich.

(Zuruf von der CSU)

Eines dieser unbekannten XX, das von Ihnen kommt, lautet: Wachstum, Wachstum 

und nochmals Wachstum. Sie setzen einfach nur auf Wachstum und auf wachsende 

Steuereinnahmen. Von der Kollegin Heckner mussten wir uns eben anhören, dass wir 

im Gegensatz zum Jahre 2008 in einer wirtschaftlich ganz schwierigen Lage seien. Im

Moment aber sprudeln die Steuereinnahmen nur so.

(Zurufe von der CSU)

Aber Sie können eben nichts, aber auch gar nichts aus diesen Einnahmen tilgen; Sie 

tilgen nur aus der Rücklage. Glauben Sie im Ernst, dass wir bis zum Jahre 2030 ein

durchgehendes Wirtschaftswachstum haben? Alle Institute und Experten sagen etwas 

anderes. Ich glaube nicht, dass Sie im Ernst glauben können, dass es bis zum 

Jahre 2030 wirklich ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum geben kann.

Es gilt allerdings: Dieses Gesetz funktioniert nur, wenn wir bis dahin ein dauerhaftes 

Wirtschaftswachstum haben.

Sie sagen gleichzeitig, Sie wollen weiterhin einfach nur 100 Millionen Euro einzahlen.

Sie speisen kein bisschen Inflation ein. Das geltende Gesetz ist jetzt so angelegt, dass 

das, was eingezahlt werden muss, steigt. Sie setzen in Ihrem neuen Gesetzentwurf 

pauschal 100 Millionen Euro fest. Da frage ich: Was ist das für ein Finanzpolitiker, der

keine Inflation bei dem berücksichtigt, was man einzahlt? Ich frage mich wirklich, wo 

Sie das Rechnen gelernt haben.
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Und noch eine Anmerkung. Wir hatten bereits einmal eine Aussetzung der Einzahlun­

gen in den Versorgungsfonds. Damals ist das Geld einfach fremd verwendet worden. 

Es ist in keiner Hinsicht in Richtung Schuldentilgung verwendet worden. Ich beziehe 

mich da auf den Doppelhaushalt 2011/12. Wir haben jetzt wieder keine Garantie, dass 

dieses freigewordene Geld tatsächlich zur Schuldentilgung eingesetzt wird. Das ist 

nicht mal prosaisch festgehalten worden.

Insgesamt muss ich sagen: Die fiskalpolitische Kompetenz, auf die sich die Staatsre­

gierung immer so gerne beruft, ist bei diesem Gesetzentwurf gleich Null. Es wird keine 

Inflation mit eingespeist. Wie kann man solche Finanzpolitiker tatsächlich ernst neh­

men? Dieser Gesetzentwurf passt perfekt in die Öffentlichkeitsarbeit und zur Strategie 

der Staatsregierung. Das Problem der steigenden Pensionsverpflichtungen, der milli­

ardenstarken versteckten Schulden löst er bestimmt nicht. Im Gegenteil, das Problem 

wird weiter verschärft. Dieser Gesetzentwurf ist gut für Markus Söder und seine PR-

Show, aber er ist schlecht für Bayern.

Wir fordern Sie auf: Nehmen Sie den Gesetzentwurf zurück. Sie haben dazu noch die 

Chance. Es wird auch dazu einen Änderungsantrag von uns geben. Nehmen Sie den 

Gesetzentwurf zurück! Haushalten Sie endlich ehrlich. Türmen Sie die versteckten 

Schulden nicht weiter auf und haushalten Sie nicht vor allem auf Kosten unserer Kin­

der.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Vielen Dank, Frau Kollegin. Nächster Redner in 

der Debatte ist für die FDP-Fraktion der Kollege Karsten Klein.

Karsten Klein (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir diskutieren heute über einen Gesetzentwurf, der eine vollständige Neukonzeptio­

nierung der Beamtenpensionen und Versorgungslasten für den Freistaat Bayern be­

deutet. Bisher sind der Versorgungsrücklage 1,2 Milliarden Euro und 210 Millionen         

Euro dem Fonds zugeführt worden.Wir werden diese Mittel komplett in den neuen 
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Pensionsfonds überführen. Wir werden dort nichts plündern, nichts herausnehmen, 

sondern die komplette Summe übertragen. Das ist schon einmal eine gute Nachricht; 

denn das war zu erkämpfen. Wir werden zudem jedes Jahr weitere 100 Millionen Euro

zuführen. Das Ziel dieses neuen Pensionsfonds unterscheidet sich fundamental von 

den zwei aktuellen Instrumenten. Wir wollen damit die Versorgungsausgaben ab 2023 

dämpfen, und zwar vor allem im Hinblick auf das Jahr 2030. Zudem wird es hier im 

Landtag einen Bericht über den Verlauf und die Entwicklung des Fonds geben. Das 

war uns besonders wichtig. Auch das steht im Gesetz.

Dieses Konzept ist eng mit der Schuldentilgung verzahnt. Ja, das ist absolut richtig. 

Wir haben uns fest vorgenommen, dass wir die 1,1 Milliarden Euro Zinsen, die wir mo

mentan aus dem Haushalt bezahlen müssen, jetzt in Zins und Tilgung wandeln und ab 

2030, wenn die Schulden getilgt sind, diese Milliarde nehmen, um die Pensionslasten 

zu tragen. Für alle, die skeptisch sind, kann ich nur zwei Dinge sagen: Erstens. Sie 

sind zu Recht skeptisch, weil das noch nicht sichergestellt ist. In Wahlen muss immer 

wieder erkämpft werden, dass die FDP mit an der Regierung ist. Sonst wird dieses 

System nicht funktionieren.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Zweitens kann ich Ihnen nur sagen: Man soll sie an den Taten messen. Wir gehen 

jetzt den ersten Schritt, den ich beschrieben habe, nämlich die Zinsen in Zinsen und 

Tilgung zu wandeln, und diesen Schritt tun wir im aktuellen Doppelhaushalt; denn wir 

haben eine Milliarde weiterer Schuldentilgungen auf den Weg gebracht und die 60 Mil

lionen Euro, die wir jetzt an Zinsen sparen, auch in die Tilgung gegeben. Daran sieht 

man, dass unser Vorhaben auch in die Tat umgesetzt werden wird.

Den Prognosen zufolge werden wir uns mit dem neuen System um 400 Millionen Euro

besser stellen als mit dem alten; denn im alten System wären aus Rücklage und 

Fonds in der Spitze maximal 600 Millionen Euro in den Landeshaushalt geflossen. Ab

dem Jahr 2030 sind aber eine Milliarde Euro für die Beamtenversorgung frei. Das 
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macht eine Differenz von 400 Millionen Euro aus und ist nach meiner Meinung und   

auch nach Adam Riese eine drastische Verbesserung hinsichtlich der Generationen­

gerechtigkeit.

Wir haben damit auch die Struktur des Haushalts klar im Blick, nicht nur bei der Zins­

last, sondern eben auch bei den Versorgungsausgaben. Schon von Frau Kollegin 

Heckner wurde zu Recht gesagt: Es war niemals Ziel, die kompletten Versorgungslas­

ten mit Rücklage und Fonds zu tragen, sondern es war immer nur beabsichtigt, die 

Spitze zu kappen. Wir werden bei den Versorgungsausgaben, die momentan bei circa 

4 Milliarden Euro liegen - das sind 9,5 % des Haushalts -, im Jahr 2030 bei circa 8 Mil

liarden Euro liegen; das wären 12,1%. Mit unserem Konzept werden wir eine Dämp­

fung auf ungefähr 10,6 % vornehmen. Das ist, auch prozentual ausgedrückt, klar bes

ser als im bisherigen System.

Ich möchte noch einmal festhalten: Unser Konzept ist überzeugend. Unser Konzept ist 

eine klare Verbesserung im Sinne der Generationengerechtigkeit. Ich bin sehr glück­

lich und erfreut, dass CSU und FDP dieses Konzept gemeinsam auf den Weg ge­

bracht haben und dass es die deutliche Handschrift auch der FDP trägt. Ich freue mich 

auf die Auseinandersetzung in den Ausschüssen und bin gespannt, ob Sie noch ein 

Konzept vorlegen werden, das überzeugender ist. Bisher ist da nur Fehlanzeige.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CSU - Zurufe von der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Vielen Dank, Herr Kollege. Weitere Wortmeldun­

gen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor, den Gesetzentwurf dem Aus­

schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes als federführendem Ausschuss zu über­

weisen. Besteht Einverständnis? - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so be­

schlossen.

Protokollauszug
109. Plenum, 17.10.2012 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 14 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000380.html

